
  

Der Vorsitzende des
Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Beschäftigung
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schloßplatz 6-65183 Wiesbaden
Telefon (0611) 31-3397
Telefax (0611) 31-3902
Sachbearbeiterin Elke Kessel
Wiesbaden, 17.09.2015

1. Den Mitgliedern des
    Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Herrn Stadtverordnetenvorsteher

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung

am Mittwoch, 23. September 2015, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 22 (EG), Schloßplatz 6, Wiesbaden

   Tagesordnung I 
    

1. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung am 08.07.2015
    

2. 15-F-03-0100

Rückabwicklung Grundstück Wilhelmstraße
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 10.09.2015-
 

Die StVV hat im Februar 2015 beschlossen, die Rücktrittsrechte aus dem Kaufvertrag 
Grundstück Wilhelmstraße auszuüben. Der Magistrat hat die Ausübung als rechtlich sicher 
beschrieben. Die OFB will den Kauf offenbar nicht rückabwickeln und mit Presseberichten vom 
16.8.2015 verlautbarte diese sogar,  einen Bauantrag gestellt zu haben. Laut diesen Berichten, 
denke der Magistrat zur Meidung eines Rechtsstreits über eine vergleichsweise Einigung nach.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten: 

1. Wieso er in der Sitzungsvorlage 15-V-80-2301 die Auffassung vertrat, dass ohne Probleme das 
Rücktrittsrecht auszuüben und allenfalls die Geltendmachung eines Vertrauensschadens für 
die OFB möglich sei?

2. Hat die OFB jemals irgendeinen Antrag gestellt oder eine ähnliche Initiative bezüglich der 
Bebauung des Grundstücks gegenüber der LHW gemacht – unabhängig davon, ob dies 
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mündlich, schriftlich oder im Rahmen der Verhandlungen erfolgte und unabhängig von den 
formellen und materiellen An-forderungen eines Bauantrags?

3. Welche Vergleichsmodalitäten schweben dem Magistrat vor?
4. Wie ist der Stand der Sitzungsvorlage zum weiteren Vorgehen bezüglich der Rückabwicklung?
5. Wann kann der beschlossene Akteneinsichtsausschuss seine Arbeit aufnehmen?
6. Wann ist mit einem Abschluss des Vorgangs zu rechnen? 
7. Welche Maßnahmen hat der Magistrat zur Umsetzung des Beschlusses Nr. 0045 der StVV 

vom Februar 2015 (Rückabwicklung Grundstücksverkauf) ein-geleitet? 

    
3. 15-F-03-0096

Überarbeitung Förderrichtlinien Geringe Beträge
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 31.08.2015-
  

Zur finanziellen Unterstützung von Selbsthilfegruppen mit Kleinbeträgen ist es geboten, die 
Anforderungen an die Antragstellung gemäß den Förderrichtlinien der Stadt zu vereinfachen. 
Zuletzt hatte sich der Sozialausschuss im Juli 2015 mit der Thematik befasst. Mit Antwort der 
Kämmerei in der Vorlage 15-F-05-0004 wurde mitgeteilt, dass vielen Vereinen die Beantragung 
von Zuschusssummen kleiner als 500 € zu aufwendig in der Antragstellung sei. Das Amt hält 
selbst eine Überarbeitung in der Richtlinie für sinnvoll, die eine analoge Handhabung gemäß § 
15 Abs. 6 der Förderrichtlinien bei einer Antragstellung ermöglicht.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird beauftragt, 

die Zuschussrichtlinen im oben genannten Sinne für eine erleichterte Antragstellung bis 500 € zu 
überarbeiten (z.B. in §11 Abs. 3 wird eingefügt: Soweit die beantragte Zuschusssumme 500,00 € 
nicht übersteigt, kann auf vorgenannte Nachweise verzichtet werden und es muss lediglich ein 
Verwendungsnachweis vorgelegt werden. Das zuständige Fachamt entscheidet in diesen Fällen 
nach pflichtgemäßem Ermessen) und den zuständigen Gremien zu endgültigen Entscheidung 
vorzulegen.

    
4. 15-F-03-0101

Jobnavi in sozialen Netzwerken wie z.B. Facebook
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 14.09.2015-

Das kommunale Jobnavi leistet gute Arbeit bei der Beratung und Unterstützung Jugendlicher, 
die sich beruflich noch nicht festgelegt haben. Die Ratsuchenden erhalten Unterstützung im 
Bewerbungsverfahren sowie bei der Praktikumssuche und werden bei Bedarf an weiterführende 
Beratungseinrichtungen vermittelt. Beim „Tag der Jugend“ im Rathaus wurde von den 
Schulklassen mehrfach  gefragt, warum das Jobnavi nicht auf „Jugendkanälen“ wie Facebook 
vertreten sei. Um eine niedrigschwellige Ausweitung des Angebots zu ermöglichen, sollte das 
JobNavi nicht nur auf Twitter, sondern auch auf anderen sozialen Netzwerken, wie z.B. 
Facebook, aktiv sein.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird beauftragt, 
eine Ausweitung des Jobnavi Angebots auf soziale Netzwerke wie „Facebook“ zu ermöglichen.    
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5. 15-F-03-0099

Kommunalisierte soziale Hilfen
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 09.09.2015
  

Laut aktuellen Mitteilungen des Landes Hessen wurden die sog. kommunalisierten Mittel für 
Wiesbaden für 2015 deutlich um 235.632 € insgesamt erhöht. Diese sind laut der Mitteilung für 
Frauenhäuser, Schuldnerberatungsstellen etc. vorgesehen. Voraussetzung der Erhöhung der 
Mittel sei es laut Auskunft des Landes, dass von Kürzungen in den geförderten Projekten 
abgesehen wird und wirklich durch die Landesmittel zusätzliche Mittel fließen.

Der Ausschuss möge beschließen:
 
Der Magistrat wird gebeten zu berichten: 

wurde die Rahmenvereinbarung mit dem Land für die Erhöhung der kommunalisierten Mittel 
abgeschlossen?

ist die Auskunft des Landes zutreffend und werden die kommunalisierten Mittel den 
Förderprojekten zusätzlich zugewiesen?

wurde dies bei der Aufstellung im Haushaltsplan berücksichtigt und wenn ja, wie ist die 
Verteilung der zusätzlichen Mittel in Bezug auf die Projekte vorgesehen?

    
6. 15-F-03-0098

Investitionsprogramm Bund und Land
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 10.09.2015
 

Am 15.9. wurden durch die Landesregierung Pläne vorgestellt, wonach das Land und der Bund 
beabsichtigen, Investitionsprogramme iHv. rund 1 Milliarde Euro für die Kom-munen für 
Infrastruktur, Wohnungen etc. zur Verfügung zu stellen.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten,
diese Investitionsprogramme und deren Wirkungen für Wiesbaden detailliert dar-zulegen.

    
7. 15-F-03-0097

Straßenbeitragssatzung
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 14.09.2015-
 
In den Auflagen des Innenministeriums zur Genehmigung des Haushalts 2014/2015 wies dieses 
explizit auf die Möglichkeit der Erhebung einer Straßenbeitragssatzung hin.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten, 
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 welche Erfahrungen andere Kommunen gemacht haben?
 an welche Voraussetzungen die Erhebung geknüpft ist?
 welche Ausgestaltungsmöglichkeiten für LHW bestehen?
 mit welchem Einnahmen voraussichtlich zu rechnen wäre?

    
8. 15-F-03-0079

An-/Abmeldungen von Gewerbe
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30.06.2015-
 
ANLAGE: Beschluss Nr. 0199 vom 08.07.2015

    
9. 15-F-33-0057

Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung – Sachstand der Umsetzung
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 26.06.2015-

ANLAGE: Beschluss Nr. 0195 vom 08.07.2015

    
10. 15-V-20-0045 DL 41/15-1

Bericht Halbjahresergebnis unter Einbeziehung der Auswertung Stand Juli 2015

    
11. Bericht des Stadtkämmerers zur aktuellen Haushaltssituation

    
12. 14-V-20-0075 DL 37/15-1

Haushaltsplan 2016/2017 - Terminplan

    
13. Verschiedenes 

   Tagesordnung II     
1. 15-F-03-0078

Ausstehende Steuern und  Gebühren 
 -Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30.06.2015-
 
ANLAGE: Bericht des Magistrats (Dezernat VII) vom 12.08.2015
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2. 08-F-01-0041

Mehr Transparenz bei Liegenschafts- und Garagenfonds
 -Antrag der SPD-Fraktion vom 09.04.2008-

ANLAGE: Bericht des Magistrats (Dezernat IV) vom 08.07.2015

    
3. 15-F-33-0021

Rundfunkgebühren
 -Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 10.03.2015-

ANLAGE: Bericht des Magistrats (Dezernat III) vom 30.06.2015

    
4. 15-F-33-0025

Finanzhilfe des Bundes für Kommunen
 - Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU und SPD vom 18.03.2015 -

 
ANLAGE: Bericht des Magistrats (Dezernat VI) vom 26.06.2015

    
5. 15-V-01-0016 DL 37/15-2

Bericht zum Projekt Walkmühle

    
6. 15-V-02-0008 DL 40/15-1, 39/15-2 

Integriertes Handlungskonzept "Aktive Kernbereiche Wiesbaden Innenstadt-West"

    
7. 15-V-20-0030 DL 39/15-3

Veränderung der Anteilseignerstruktur bei der GWW Wiesbadener Wohnbaugesellschaft mbH

    
8. 15-V-20-0032 DL 36/15-2

Übersicht der durch den Magistrat bis 31.03.2015 genehmigten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben

    
9. 15-V-20-0040 DL 36/15-4

Übersicht der durch den Magistrat bis 30.06.2015 genehmigten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben 
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10. 15-V-20-0033 DL 36/15-3

Vorlage der durch den Stadtkämmerer bis 31.03.2015 genehmigten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben

    
11. 15-V-20-0041 DL 37/15-5

Vorlage der durch den Stadtkämmerer bis 30.06.2015 genehmigten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben

    
12. 15-V-20-0034 DL 37/15-3

Erwerb von Anteilen an Gesellschaften im Bereich Windenergie

    
13. 15-V-20-0035 DL 38/15-1

Investitionscontrolling 2. Quartal 2015

    
14. 15-V-20-0047 DL 41/15-2, 39/15-4 

Neuausrichtung der städtischen Altenpflege

    
15. 15-V-21-0003 DL 40/15-2, 39/15-5 

Zweitwohnungsteuer Projektauftrag

    
16. 15-V-36-0006 DL 37/15-7

Beitritt der Landeshauptstadt Wiesbaden als Mitglied in den "Wasserverband Hessisches Ried  
(WHR)"

    
17. 15-V-40-0002 DL 38/15-3

Theodor-Fliedner-Schule - Erweiterung und Teilsanierung des Hauptgebäudes

    
18. 15-V-40-0020 DL 38/15-4

Neubau der Carl-von-Ossietzky-Schule,
 weitere Vorgehensweise auf Basis der Machbarkeitsstudie



Seite 7 der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung am 
23. September 2015
    
19. 15-V-40-0031 DL 38/15-5

Mittagessen an Schulen; Neuordnung der Zuständigkeiten innerhalb des Schulamtes

    
20. 15-V-40-0035 DL 36/15-5

Gemeinschaftsinitiative Schule@Zukunft - Bilaterale Vereinbarung 2015 - 2016

    
21. 15-V-40-0038 DL 40/15-3, 39/15-6 

Darstellung der Folgekosten aus Schulbaumaßnahmen und geplanten Ist-Abflüsse

    
22. 15-V-41-0006 DL 37/15-8

Hess. Staatstheater Wiesbaden; Abschluss 2014, Budget 2015

    
23. 15-V-41-0013 DL 37/15-9

Planung Musiktheater für die Internationalen Maifestspiele 2016/2017

    
24. 15-V-51-0042 DL 40/15-4, 39/15-7 

"Praxis und Schule (PuSch)" Sozialpädagogische Begleitung durch die Schulsozialarbeit

    
25. 15-V-61-0022 DL 38/15-6, 36/15-7 

SCA-Grünzug in Mz-Kostheim, Vertragsänderung

    
26. 15-V-63-0007 DL 37/15-10

Satzung über die Erhebung von Bauaufsichtsgebühren der Landeshauptstadt Wiesbaden 
(Bauaufsichtsgebührensatzung)

    
27. 15-V-67-0002 DL 36/15-8

Freigabe und Genehmigung des Budgets zur Instandhaltung von Kinderspielplätzen

    
28. 15-V-67-0008 DL 37/15-12

Finanzielle Situation des Vereins zur Erhaltung des Tiergartens Kastel MZ-Kastel e.V.
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29. 15-V-67-0012 DL 41/15-3

Baumpflanzungen im Stadtgebiet, Herbst 2015

    
30. 15-V-80-6001 DL 36/15-9

Neufassung der Dienstanweisung für die Vergabe von Lieferungen und Leistungen (DVL)

    
31. 15-V-80-8012 DL 38/15-7

Beschäftigungsprojekt Spielplatzbetreuung 2013 und 2014 - Bericht über Verlauf und Integration 
in den ersten Arbeitsmarkt

    
32. 15-V-80-8014 DL 38/15-8

Kofinanzierung Projekt QuABB - Qualifizierte Ausbildungsbegleitung in Betrieb und Berufsschule

    
33. 15-V-82-0002 DL 37/15-15

Zwischenbericht über die Schadensbeseitigung nach Hochwasser im Kurhaus

    
34. 15-V-82-0005 DL 37/15-16

Sanierung Kurparkzaun entlang Parkstraße

    
35. 15-V-20-0027 DL 36/15-1

Jahresabschluss der Landeshauptstadt Wiesbaden zum 31.12.2014 - Information über die 
wesentlichen Ergebnisse

    
36. 15-V-70-0003 DL 37/15-13

Jahresabschluss 2014 der ELW - Feststellung des Jahresabschlusses; Ergebnisverwendung

    
37. 15-V-82-0007 DL 37/15-17

Jahresabschluss 2014 des Eigenbetriebs TriWiCon

    
38. 15-V-86-0002 DL 38/15-9

Jahresabschluss 2014 des Eigenbetriebes mattiaqua
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39. 15-V-20-0037 DL 37/15-4

Entwurf des Haushaltsplans 2016/17 – Wirtschaftspläne städt. Gesellschaften

    
40. 15-V-70-0005 DL 40/15-6, 39/15-9 

Wirtschaftsplan 2016 und 2017 und Mittelfristplanung 2018 und 2019 der Entsorgungsbetriebe 
der Landeshauptstadt Wiesbaden

Nicht öffentliche Beratung:
    

41. 15-V-20-0039 DL 37/15-1 NÖ

Zinsrisikomanagement - Sachstandsbericht I/2015

    
42. 15-V-20-0038 DL 36/15-1 NÖ

Kredite - Umschuldung von vier Kommunalkrediten als Forward-Darlehen

    
43. 15-V-20-0042 DL 37/15-2 NÖ

Kredit, Abschluss von drei Darlehensverträgen über die Gewährung von Krediten aus Mitteln 
des Hess. Investitionsfonds C

    
44. 15-V-20-0044 DL 40/15-1 NÖ, 38/15-1  NÖ

Berichterstattung der städtischen Beteiligungsunternehmen für das 2. Quartal 2015

    
45. 15-V-80-2316 DL 37/15-3 NÖ

Objekt "Alte Ziegelei", Verkauf und Vergabe eines Erbbaurechtes

    
46. 15-V-80-8011 DL 38/15-3 NÖ

Projekt "Haushaltsnahe Dienstleistungen - Alltagsengel" -
 Verlängerung 2016 bis 2018

    
47. 15-V-80-2319 DL 41/15-1 NÖ

Geplantes Wohngebiet "Auf den Eichen"– Aufstellung der Planung – Beauftragung der SEG
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48. 15-V-80-2320 DL 41/15-2 NÖ

Schiersteiner Osthafen – Abschluss von vertraglichen Regelungen zur Ermöglichung einer 
baulichen Entwicklung 

    
49. 15-V-82-0003 DL 36/15-2 NÖ

Mietvertrag zwischen TriWiCon und der Rhein-Main-Hallen GmbH

    
50. 15-V-82-0004 DL 37/15-4 NÖ

Carol-Nachman-Preis Rechnungslegung 2014

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungspunkte 
zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Belz
Vorsitzender


